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TOP Steuerberater 2020
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 25/2020 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien 
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
95.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

INHALT

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Steuerinformationen für November 2020
Bei Bonuszahlungen der gesetzlichen 
Krankenkassen war bisher ungeklärt,  
ob diese als Beitragsrückerstattung  
den steuerlichen Sonderausgabenabzug 
mindern. Der Bundesfinanzhof hat  
jetzt entschieden, dass dies zumindest 
dann nicht der Fall ist, wenn durch den 
Bonus ein finanzieller Aufwand des 
Steuerpflichtigen ausgeglichen wird.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

Frohe Kunde vom Bundesfinanzhof:  
Kommen Eltern für den Unterhalt  
ihres volljährigen Kindes auf, ist der 
Unterhaltshöchstbetrag nicht zwingend  
zu kürzen, wenn das Kind mit einem 
Lebensgefährten, der über ausreichen- 
des Einkommen verfügt, in einem  
gemeinsamen Haushalt lebt.

Das Bundesfinanzministerium hat neue 
bzw. geänderte Pauschbeträge für Sach-
entnahmen (Eigenverbrauch) 2020 ver-
öffentlicht. Die Pauschbeträge sind nun 
aufgegliedert in halbjährliche Beträge.

Wird der Vorsteuerabzug wegen einer 
unvollständigen Rechnung in einer Be-
triebsprüfung versagt, kann dies zu hohen 
Nachzahlungszinsen führen. Erfreulich, 
dass hier die Rechtsprechung insoweit 
Abhilfe geschafft hat, als eine rück-
wirkende Rechnungsberichtigung unter 
gewissen Voraussetzungen möglich ist. 
In der Praxis wartete man seit Jahren auf 
eine Positionierung durch die Finanzver-
waltung, die nun erfolgt ist. 

Diese und weitere interessante Infor-
mationen finden Sie in der Ausgabe für 
November 2020. Viel Spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Bonuszahlungen der gesetzlichen Krankenkassen: Auswirkungen auf Einkommensbesteuerung
Die von einer gesetzlichen Krankenkasse 
auf der Grundlage von § 65a Sozialgesetz-
buch (SGB) V gewährte Geldprämie (Bonus) 
für gesundheitsbewusstes Verhalten stellt 
auch bei pauschaler Ausgestaltung keine 
die Sonderausgaben mindernde Beitrags-
erstattung dar. Dies gilt nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs zumindest 
dann, wenn durch den Bonus ein konkret 
der Gesundheitsmaßnahme zuzuordnender 
finanzieller Aufwand des Steuerpflichtigen 
ganz oder teilweise ausgeglichen wird.

Sachverhalt

Ein gesetzlich krankenversicherter Steuer-
pflichtiger hatte von seiner Krankenkasse 
Boni für „gesundheitsbewusstes Verhalten“ 
i. H. von 230 EUR erhalten (u. a. für einen 
Gesundheits-Check-up, eine Zahnvorsorge-
untersuchung, die Mitgliedschaft in einem 
Sportverein sowie für den Nachweis eines 

gesunden Körpergewichts). 

Das Finanzamt behandelte die Boni wegen 
der rein pauschalen Zahlung als Erstattung 
von Krankenversicherungsbeiträgen und 
minderte den Sonderausgabenabzug. Da-
gegen wertete das Finanzgericht Sachsen 
die Zahlungen als Leistungen der Kranken-
kasse, die weder die Sonderausgaben be-
einflussen, noch als sonstige Einkünfte eine 
steuerliche Belastung auslösen.

Unter Fortentwicklung seiner bisherigen 
Rechtsprechung zur Behandlung von Bo-
nuszahlungen gemäß § 65a SGB V nimmt 
der Bundesfinanzhof eine differenzierte 
Betrachtung vor:

Auch pauschale Boni mindern nicht die 
Sonderausgaben und sind zudem nicht als 
steuerlich relevante Leistung der Kranken-
kasse anzusehen. Voraussetzung ist aber, 
dass die Maßnahme beim Steuerpflichtigen 

Kosten auslöst und die realitätsgerecht 
ausgestaltete Pauschale geeignet ist, den 
eigenen Aufwand ganz oder teilweise aus-
zugleichen. 

Der eigene Aufwand fehlt z. B. bei Schutz-
impfungen oder der Zahnvorsorge, da diese 
Maßnahmen bereits vom Basiskrankenver-
sicherungsschutz umfasst sind. Hier liegt 
eine den Sonderausgabenabzug mindernde 
Beitragserstattung der Krankenkasse vor. 
Gleiches gilt für Boni, die für den Nachweis 
eines aufwandsunabhängigen Verhaltens 
oder Unterlassens (z. B. gesundes Kör-
pergewicht, Nichtraucherstatus) gezahlt 
werden. 

Quelle: BFH-Urteil vom 6.5.2020, Az. X R 
16/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217591; 
BFH, PM Nr. 36/20 vom 27.8.2020

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Unterhaltshöchstbetrag für Kinder: Keine Kürzung trotz Haushaltsgemeinschaft mit dem  
Lebensgefährten
Leistungen von Eltern für den Unterhalt 
ihres in Ausbildung befindlichen Kindes,  
für das kein Anspruch auf Kindergeld 
(mehr) besteht, sind im Rahmen der ge-
setzlichen Höchstbeträge als außerge-
wöhnliche Belastungen steuermindernd zu 
berücksichtigen. Lebt das Kind mit einem 
Lebensgefährten, der über ausreichendes 
Einkommen verfügt, in einem gemeinsa-
men Haushalt, ist der Höchstbetrag nach 
einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
nicht zu kürzen.

Der Unterhaltshöchstbetrag für 2020  
beträgt 9.408 EUR zuzüglich übernomme-
ner Basisbeiträge der Kranken- und Pflege-
versicherung. Anzurechnen sind jedoch die 
eigenen Einkünfte oder Bezüge der unter-
haltenen Person, soweit diese 624 EUR 
jährlich übersteigen. 

Zudem darf die unterhaltene Person nur  
ein geringes Vermögen besitzen. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung ist ein 
Vermögen von mehr als 15.500 EUR grund-
sätzlich schädlich (ein angemessenes 
Hausgrundstück bleibt jedoch außen vor).

Sachverhalt

Eltern machten Unterhaltsaufwendungen 
für ihre studierende Tochter (T), die mit 
ihrem Lebensgefährten (LG) in einer  
gemeinsamen Wohnung lebte, steuer- 
mindernd geltend. Das Finanzamt er- 
kannte diese jedoch nur zur Hälfte an,  
da auch der LG wegen der bestehenden 
Haushaltsgemeinschaft zum Unterhalt  
der T beigetragen habe – allerdings zu  
Unrecht, wie das Finanzgericht Sachsen 
und letztlich auch der Bundesfinanzhof 
entschieden.

Eine Aufteilung des Unterhaltshöchst- 
betrags auf mehrere Personen kommt  
nur in Betracht, wenn jeder von ihnen 
gegenüber dem Unterhaltsempfänger 
gesetzlich unterhaltsverpflichtet ist oder 
der Unterhaltsempfänger einer unterhalts-
berechtigten Person gleichgestellt ist.  
Dadurch soll sichergestellt werden, dass 
bei einer Unterhaltsgewährung durch  
mehrere Steuerpflichtige kein höherer  
Betrag anerkannt wird als bei der Gewäh-
rung durch eine Einzelperson.

Im Streitfall lagen die Voraussetzungen für 
eine Aufteilung des Höchstbetrags nicht 
vor. Dabei stellte der Bundesfinanzhof u. 
a. darauf ab, dass zwischen den Partnern 
keine sozialrechtliche Bedarfsgemeinschaft 
bestand, die eine – der gesetzlichen Unter-
haltspflicht gleichzusetzende – konkrete 
Beistandsverpflichtung des LG für T hätte 
begründen können. Denn T war wegen ihrer 
eigenen Einnahmen und den Unterhalts-
leistungen ihrer Eltern nicht hilfsbedürftig.

Es lagen auch keine Unterhaltsleistungen 
des LG vor, die als den Unterhaltshöchstbe-
trag mindernde eigene Bezüge der T hätten 
angesetzt werden können. Denn LG hat 
an T keine Unterhaltszahlungen geleistet. 
Vielmehr haben LG und T die Kosten des 
gemeinsamen Haushalts jeweils zur Hälfte 
getragen. T hatte die Miete für die gemein-
same Wohnung aus den Unterhaltsleistun-
gen ihrer Eltern bestritten. LG hatte einen 
entsprechenden Beitrag für die darüber 
hinausgehenden Kosten des gemeinsamen 
Haushalts aufgewandt. 

Beachten Sie: Unerheblich ist insoweit, 
dass LG die gemeinsame Wohnung ange-

mietet hatte und damit alleiniger Schuldner 
des Vermieters war. 

Verfügen unverheiratete Lebensgefährten, 
die in einem gemeinsamen Haushalt leben, 
jeweils über auskömmliche finanzielle 
Mittel zur Deckung des eigenen Lebens-
bedarfs, ist regelmäßig davon auszugehen, 
dass sie sich einander keine Leistungen 
zum Lebensunterhalt gewähren. Vielmehr 
kommt jeder für den eigenen Lebensunter-
halt (durch die Übernahme der hälftigen 
Haushaltskosten) auf. Woraus die „eigenen“ 
finanziellen Mittel stammen, insbesonde-
re ob es sich um (steuerbare) Einkünfte, 
Bezüge oder Unterhaltsleistungen Dritter 
handelt, ist insoweit unerheblich.

Quelle: BFH-Urteil vom 28.4.2020,  
Az. VI R 43/17, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 217682; BFH, PM Nr. 37/20  
vom 3.9.2020

 

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Broschüre mit Steuertipps  
für Existenzgründer
Das Finanzministerium Nordrhein-West- 
falen hat seine Broschüre mit Steuertipps 
für Existenzgründer aktualisiert (Stand:  
Februar 2020). Neben wichtigen steuer-
lichen Aspekten bei der Existenzgründung 
enthält die rund 70-seitige Broschüre 
darüber hinaus auch Informationen zum 
Gründungszuschuss und zeigt, wie eine 
ordnungsgemäße (umsatzsteuerliche) 
Rechnung aussehen muss. Die Broschüre 
kann unter www.iww.de/s3054  
heruntergeladen werden.
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Keine außergewöhnlichen Belastungen: Prozesskosten wegen Baumängeln am Eigenheim
Prozesskosten, die wegen Baumängeln 
bei der Errichtung eines selbst genutzten 
Eigenheims entstanden sind, sind nicht als 
außergewöhnliche Belastungen steuerlich 
abzugsfähig. Weder der Erwerb eines Ein-
familienhauses noch Baumängel sind nach 
einer Entscheidung des Finanzgerichts 
Rheinland-Pfalz in diesem Sinne unüblich.

Hintergrund: Aufwendungen für die  
Führung eines Rechtsstreits (Prozess- 
kosten) sind nach 

§ 33 Abs. 2 S. 4 Einkommensteuergesetz 
(EStG) vom Abzug als außergewöhnliche 
Belastungen ausgeschlossen – es sei  
denn, es handelt sich um Aufwendungen 
ohne die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, 
seine Existenzgrundlage zu verlieren und 
seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in 
dem üblichen Rahmen nicht mehr befrie- 
digen zu können.

Sachverhalt: Eheleute beauftragten ein 
Bauunternehmen mit der Errichtung eines 
Zweifamilienhauses mit Unterkellerung auf 
einem in ihrem Eigentum stehenden Grund-
stück. Wegen gravierender Planungs- und 
Ausführungsfehler gingen die Steuerpflich-
tigen gegen das Unternehmen gerichtlich 
vor und zahlten im Streitjahr Gerichts-/
Rechtsanwaltskosten von rund 13.700 
EUR. In ihrer Steuererklärung machten sie 
die Prozesskosten als außergewöhnliche 
Belastungen geltend und wiesen auf ihre 
extrem angespannte finanzielle Situation 
hin – letztlich aber ohne Erfolg. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz stellte 
zwar fest, dass die mit den Gerichtsver-
fahren verfolgten Ansprüche für die Steuer-
pflichtigen von erheblicher wirtschaftlicher 
Bedeutung waren. Jedoch bestand für sie 
zu keiner Zeit die Gefahr, die Existenzgrund-
lage zu verlieren oder die lebensnotwen-

digen Bedürfnisse nicht mehr befriedigen 
zu können. Das Baugrundstück war nicht 
lebensnotwendig und hätte notfalls verkauft 
werden können.

Außerdem waren die Aufwendungen nicht 
außergewöhnlich. Denn der Erwerb eines 
Einfamilienhauses ist steuerlich ein Vor-
gang der normalen Lebensführung. 

Beachten Sie: Auch Baumängel sind nicht 
unüblich, sodass Prozesskosten wegen 
solcher Mängel grundsätzlich nicht als 
außergewöhnliche Belastungen abgezogen 
werden können. 

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil  
vom 7.5.2020, Az. 3 K 2036/19, unter  
www.iww.de, Abruf-Nr. 217027;  
FG Rheinland-Pfalz, PM vom 22.7.2020

FÜR UNTERNEHMER

Vorsteuerabzug: Finanzverwaltung positioniert sich endlich zur rückwirkenden  
Rechnungsberichtigung
Wird der Vorsteuerabzug wegen einer un-
vollständigen Rechnung in einer Betriebs-
prüfung versagt, kann dies zu hohen Nach-
zahlungszinsen führen. Unter gewissen 
Voraussetzungen haben hier sowohl der 
Europäische Gerichtshof als auch der Bun-
desfinanzhof Abhilfe geschafft, indem sie 
eine rückwirkende Rechnungsberichtigung 
ermöglicht haben. In der Praxis wartete 
man seit Jahren auf eine Positionierung 
durch die Finanzverwaltung, die nun erfolgt 
ist. Unter Bezugnahme auf die jüngere 
Rechtsprechung stellt das Bundesfinanz-
ministerium in einem 13 Seiten starken 
Schreiben wichtige Punkte heraus.

Vorsteuerabzug ohne ordnungsgemäße 
Rechnung

Ein Vorsteuerabzug setzt voraus, dass  
der Unternehmer eine nach §§ 14, 14a  
Umsatzsteuergesetz (UStG) ausgestellte 
Rechnung besitzt. Das Bundesfinanz- 
ministerium stellt in seinem Schreiben  
an mehreren Stellen heraus, dass ein 
Vorsteuerabzug auch weiterhin den Besitz 
einer Rechnung voraussetzt. 

Erfüllt eine Rechnung nicht alle formellen 
Voraussetzungen und wurde sie auch nicht 
berichtigt, kann ein Vorsteuerabzug aber 
ausnahmsweise zulässig sein, wenn die 
Finanzverwaltung über sämtliche Angaben 
verfügt, um die materiellen Voraussetzun-
gen zu überprüfen.

Der Unternehmer kann durch objektive 
Nachweise belegen, dass ihm andere 
Unternehmer tatsächlich Gegenstände  

oder Dienstleistungen geliefert bzw.  
erbracht haben, für die er die Umsatzsteuer 
entrichtet hat.

Merke: Es besteht keine Pflicht der Finanz-
behörden, fehlende Informationen von Amts 
wegen zu ermitteln. Zweifel und Unklarhei-
ten wirken zulasten des Unternehmers.

Berichtigung oder Stornierung und  
Neuerteilung

Gelingt dem Unternehmer kein objektiver 
Nachweis, kann er auch eine berichtigte 
Rechnung vorlegen. Eine Berichtigung  
kann auch dadurch erfolgen, dass der 
Rechnungsaussteller die ursprüngliche 
Rechnung storniert und eine neue Rech-
nung ausstellt.

Beachten Sie: Eine Rechnungsberich- 
tigung erfordert eine spezifische und  
eindeutige Bezugnahme auf die ursprüng-
liche Rechnung.

Ein Dokument ist nur dann eine rück-
wirkend berichtigungsfähige Rechnung, 
wenn es gewisse Mindestangaben enthält 
– und zwar zum Rechnungsaussteller, zum 
Leistungsempfänger, zur Leistungsbe-
schreibung, zum Entgelt und zur gesondert 
ausgewiesenen Umsatzsteuer. Hierfür 
reicht es aus, dass die Angaben nicht in so 
hohem Maße unbestimmt, unvollständig 
oder offensichtlich unzutreffend sind, dass 
sie fehlenden Angaben gleichstehen. 

Beispielsweise muss die Leistungs-
beschreibung so konkret sein, dass die 
erbrachte Leistung und ein Bezug zum 

Unternehmen des Leistungsempfängers 
erkennbar sind. Eine allgemein gehaltene 
Angabe wie z. B. „Produktverkäufe“, die es 
nicht ermöglicht, die abgerechnete Leistung 
eindeutig und leicht nachprüfbar festzustel-
len, reicht nicht.

Wird eine Rechnung mit Rückwirkung  
berichtigt, ist das Recht auf Vorsteuer- 
abzug grundsätzlich für den Besteuerungs-
zeitraum auszuüben, in dem die Leistung 
bezogen wurde und die ursprüngliche 
Rechnung vorlag. 

Abweichend hiervon kann bei einem zu 
niedrigen Steuerausweis in der ursprüng-
lichen Rechnung das Recht auf Vorsteuer-
abzug in einer bestimmten Höhe erst dann 
ausgeübt werden, wenn der Leistungs-
empfänger im Besitz einer Rechnung ist, 
die einen Steuerbetrag in dieser Höhe 
ausweist.

Beachten Sie: Eine Rechnungsberichtigung 
ist kein rückwirkendes Ereignis nach § 175 
Abs. 1 Nr. 2 Abgabenordnung. Somit ist eine 
steuerlich wirksame Berichtigung nur  
so lange möglich, wie die ursprüngliche 
Veranlagung verfahrensrechtlich noch 
änderbar ist.

Quelle: BMF-Schreiben vom 18.9.2020,  
Az. III C 2 - S 7286-a/19/10001 :001,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217987
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Neue Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben  
(Sachentnahmen) 2020
Durch das (Erste) Corona-Steuerhilfe-
gesetz ist für nach dem 30.6.2020 und vor 
dem 1.7.2021 erbrachte Restaurant- und 
Verpflegungsdienstleistungen (mit Ausnah-
me von Getränken) der ermäßigte Umsatz-
steuersatz anzuwenden. Und das wirkt sich 
auch auf die für das Jahr 2020 geltenden 
Pauschbeträge für unentgeltliche Wertab-
gaben (Sachentnahmen) aus. Das Bundes-
finanzministerium hat nun eine Untertei-
lung in zwei Halbjahre vorgenommen.

Die Pauschbeträge bieten dem Steuer-
pflichtigen die Möglichkeit, Warenentnah-
men monatlich pauschal zu verbuchen. Sie 
entbinden ihn damit von der Aufzeichnung 

vieler Einzelentnahmen.

Zu- oder Abschläge zur Anpassung  
an die individuellen Verhältnisse sind  
unzulässig. Wurde der Betrieb jedoch  
wegen einer landesrechtlichen Verord-
nung, einer kommunalen Allgemein- 
verfügung oder einer behördlichen An- 
weisung vollständig wegen der Corona-
Pandemie geschlossen, kann ein zeit- 
anteiliger Ansatz der Pauschbeträge 
erfolgen.

Quelle: BMF-Schreiben vom 27.8.2020,  
Az. IV A 4 - S 1547/19/10001 :001,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217812

FÜR UNTERNEHMER

Umstellung elektronischer Kassen: Schreiben des Bundes- 
finanzministeriums sorgt für Unsicherheit
Bestimmte elektronische Aufzeichnungs-
systeme (vor allem elektronische Kassen-
systeme und Registrierkassen) müssen 
ab dem 1.10.2020 über eine zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung (TSE) 
verfügen. Denn am 30.9.2020 endete die 
Nichtbeanstandungsregelung des Bun-
desfinanzministeriums. 15 Bundesländer 
(Ausnahme Bremen) haben indes eigene 
Regelungen (vgl. unter www.iww.de/s3929) 
geschaffen, um die Frist bis zum 31.3.2021 
zu verlängern. Gefordert wird u. a., dass 
das Unternehmen bis zum 30.9.2020 (in 
einigen Bundesländern bis zum 31.8.2020) 
die Umrüstung bzw. den Einbau einer  
TSE bei einem Kassenhersteller oder 
Dienstleister beauftragt hat. Das scheint 
dem Bundesfinanzministerium aber nicht 
zu passen.

In einem neuen Schreiben weist das 
Bundesfinanzministerium darauf hin, dass 
die Nichtbeanstandungsregelung nicht 
über den 30.9.2020 hinaus verlängert wird. 

Zudem soll eine Bewilligung von Erleichte-
rungen nach dem Anwendungserlass zu  
§ 148 der Abgabenordnung nur ausgespro-
chen werden, wenn der Steuerpflichtige  
sie beantragt.

Das Schreiben endet mit dem Hinweis, 
dass von den fachlichen Weisungen ab-
weichende Erlasse der Abstimmung 
zwischen dem Bundesministerium der 
Finanzen und den obersten Finanzbehör-
den der Länder bedürfen. Das Schreiben 
wurde vielfach kritisiert, da es, so z. B. 
die Ansicht des Steuerberaterverbands 
Thüringen, für Rechtsunsicherheit sorgt. 
Inzwischen haben einige Bundesländer 
(z. B. NRW) betont, dass ihre Verfügungen 
Bestand haben.

Quelle: BMF-Schreiben vom 18.8.2020,  
Az. IV A 4 - S 0319/20/10002 :003, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 217810; Steuer- 
beraterverband Thüringen e. V., Meldung 
vom 14.9.2020

FÜR UNTERNEHMER

Vergabe einer Umsatzsteuer-Identifikationsnummer setzt  
einen schriftlichen Antrag voraus
Unternehmer benötigen eine Umsatz- 
steuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) 
für den Waren- oder Dienstleistungsver-
kehr innerhalb der EU. Das Bundeszent-
ralamt für Steuern (BZSt) hat aktuell mit-
geteilt, dass vermehrt Anträge auf Vergabe 
einer USt-IdNr. bzw. Mitteilung der dazu 
gespeicherten Daten eingehen. 

Daher weist das BZSt darauf hin, dass  
die Vergabe der USt-IdNr. ausschließlich 
auf schriftlichen Antrag erfolgt. Dies gilt 
auch für allgemeine Fragen zur Vergabe 
bzw. zu allen Fragen hinsichtlich der  
gespeicherten Daten oder der Eintragung 
von Euroadressen. 

Der Antrag muss enthalten:
·  Name/Anschrift des Antragstellers,
·  Finanzamt, bei dem das  

Unternehmen geführt wird, 
·  Steuernummer, unter der das  

Unternehmen geführt wird.

Beachten Sie: Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Bearbeitung des Antrags ist, 
dass der Antragsteller als Unternehmer 
bei seinem Finanzamt umsatzsteuerlich 
geführt wird und dem BZSt diese Daten 
bereits übermittelt wurden.

Quelle: BZSt, Meldung vom 11.9.2020  
„Vergabe der Umsatzsteuer-Identifika-
tionsnummer“

FÜR ARBEITGEBER

Elektronische Lohnsteuer- 
bescheinigung: Muster für 
2021 veröffentlicht
Das Bundesfinanzministerium hat das 
Muster für den Ausdruck der elektro- 
nischen Lohnsteuerbescheinigung für  
das Kalenderjahr 2021 veröffentlicht.

Der Ausdruck der elektronischen Lohn-
steuerbescheinigung kann vom amtlichen 
Muster abweichen, wenn er sämtliche 
Angaben in gleicher Reihenfolge enthält 
und in Format und Aufbau dem bekannt 
gemachten Muster entspricht.

Quelle: BMF,  
Bekanntmachung vom 9.9.2020,  
Az. IV C 5 - S 2533/19/10030 :002

FÜR ARBEITGEBER

Freie Unterkunft und Ver- 
pflegung: Voraussichtliche 
Sachbezugswerte 2021
Die Sachbezugswerte für freie oder  
verbilligte Verpflegung und Unterkunft 
werden jährlich an die Entwicklung der 
Verbraucherpreise für diese Leistungen 
angepasst. Der nun vorliegende Entwurf 
mit den Sachbezugswerten für 2021 bedarf 
noch der Zustimmung des Bundesrats.  
Mit Änderungen ist aber für gewöhnlich 
nicht mehr zu rechnen.

In 2021 soll der Sachbezugswert für freie 
Unterkunft 237 EUR monatlich (in 2020 = 
235 EUR) betragen. Der monatliche Sach-
bezugswert für Verpflegung soll um 5 EUR 
auf 263 EUR steigen.

Aus dem monatlichen Sachbezugswert  
für Verpflegung abgeleitet, ergeben sich 
nachfolgende Sachbezugswerte für die 
jeweiligen Mahlzeiten:

Sachbezugswerte für 2021  
(Werte für 2020 in Klammern):

Frühstück: 
monatlich: 55 EUR (54 EUR)   
kalendertäglich: 1,83 EUR (1,80 EUR)

Mittag- bzw. Abendessen:
monatlich: 104 EUR (102 EUR) 
kalendertäglich: 3,47 EUR (3,40 EUR)

Quelle: Entwurf der Verordnung zur  
Änderung der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung und der Unfallversicherungs-
obergrenzenverordnung
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Beweispflicht: Arbeitnehmer: Entschädigungsanspruch bei Mobbing
Ein Anspruch auf eine „billige Entschädi-
gung in Geld“ wegen einer Gesundheits-
beschädigung aufgrund von Mobbing setzt 
voraus, dass der betroffene Arbeitnehmer 
konkret darlegt, wann welcher Arzt welche 
Erkrankung bei ihm diagnostiziert haben 
will. Allein der Umstand, dass sich der 
Kläger in ärztlicher Behandlung befindet, 
genügt nicht. Das hat jetzt das Landes-
arbeitsgericht (LAG) Köln entschieden.

Die Richter machten deutlich: Der betrof-
fene Arbeitnehmer muss zudem beweisen, 
aufgrund welcher Umstände gesundheit-
lich neutrale Maßnahmen (z. B. Abmah-

nung, Kündigung oder arbeitsrechtliche 
Weisungen) konkret geeignet sein  
sollen, eine Gesundheitsbeschädigung 
hervorzurufen.

Im vorliegenden Fall standen 14 Abmah-
nungen in acht Jahren, eine verhaltens-
bedingte Kündigung, zwei erfolglose 
Anhörungsverfahren beim Integrationsamt 
wegen des mittlerweile einem Schwer-
behinderten gleichgestellten Klägers, ein 
Entgeltrechtsstreit und mehr im Raum. 
Nach Ansicht des LAG stelle dies aber we-
der einzeln noch in der Gesamtschau eine 
schwere Persönlichkeitsrechtsverletzung 

dar, wenn es jeweils – wie vorliegend – 
einen konkreten sachlichen Anlass für die 
Maßnahmen des Arbeitgebers gab. Hier 
kam hinzu, dass der Kläger gegen nahezu 
sämtliche Handlungen des Arbeitgebers 
gerichtlich vorgegangen war und hierbei 
überwiegend obsiegt hatte.

Quelle: LAG Köln, Urteil vom 10.7.2020,  
4 Sa 118/20, Abruf-Nr. 217857 unter  
www.iww.de

ARBEITSRECHT

Pflichtverletzung: Rechnungen besser genau prüfen
Das Landesarbeitsgericht (LAG) Mecklen-
burg-Vorpommern hat jetzt verdeutlicht: 
Ein Arbeitnehmer, der eine Rechnung als 
sachlich und rechnerisch richtig zeichnet, 
ohne dies geprüft zu haben bzw. in dem 
Wissen, dass dieses nicht zutrifft, haftet für 
einen Schaden, der durch die Begleichung 
der Rechnungssumme entsteht.

Im Streitfall ging es um eine aufaddierte 
Rechnungssumme von über 260.000 Euro 

im Baugewerbe, die – trotz eines sog.  
Vier-Augen-Prinzips im betrieblichen  
Ablauf – beglichen wurde, ohne dass  
entsprechende Leistungen erbracht  
wurden. Das Arbeitsgericht (AG) Stralsund 
als Vorinstanz erkannte eine Schaden-
ersatzsumme von rund 170.000 Euro an.

Im vorliegenden Fall erfülle das Verhalten 
des Arbeitnehmers zumindest die Voraus-
setzungen der groben Fahrlässigkeit, die 

regelmäßig eine volle Haftung bewirke,  
so das LAG Mecklenburg-Vorpommern.

Quelle: LAG Mecklenburg-Vorpommern, 
Urteil vom 12.5.2020, 2 Sa 180/19,  
Abruf-Nr. 217873 unter www.iww.de

ARBEITSRECHT

Krankengeld: Ein-Wochen-Frist bei der Krankmeldung: Das ist zu beachten
Regelmäßig zahlt die Krankenkasse kein 
Krankengeld, wenn ihr die Arbeitsunfähig-
keits-Bescheinigung (AU) nicht rechtzeitig 
vorlag. Der Arbeitnehmer trägt aber keine 
Schuld, wenn sein Arzt kurzfristig einen 
Termin verschiebt und die Bescheinigung 
deshalb verspätet zugeht. Das hat das So-
zialgericht (SG) München entschieden.

Der Arbeitnehmer (Kläger) war arbeitsun-
fähig geschrieben und erhielt Krankengeld. 
Er suchte seinen behandelnden Klinikarzt 
auf, um eine weitere AU-Bescheinigung 
zu erhalten. Dessen Termine hatten sich 
jedoch an diesem Tag verschoben, sodass 
der Kläger erst um 17 Uhr statt wie vor-
gesehen um 16 Uhr mit dem Arzt sprechen 
konnte. Zu diesem Zeitpunkt waren die 
Schreibkräfte nicht mehr anwesend. Daher 
stellte der Arzt die AU-Bescheinigung nicht 

am selben Tag aus. Der Kläger erhielt die 
Bescheinigung vielmehr erst fünf Tage 
später per Post zugeschickt. Er leitete die 
Bescheinigung sofort an seine Kranken-
kasse (Beklagte) weiter. Diese zahlte kein 
Krankengeld, da die Bescheinigung nicht 
innerhalb einer Woche bei ihr eingegangen 
sei. Das SG hat den Anspruch auf Kranken-
geld bestätigt. Der Kläger habe die Frist 
eingehalten.

Eine Krankenkasse kann sich nicht auf 
einen verspäteten Zugang der AU-Beschei-
nigung berufen, wenn dieser auf von ihr zu 
vertretenden Organisationsmängeln beruht 
und der Versicherte hiervon weder wusste 
noch wissen musste. Hier hatte die Be-
klagte diese Bescheinigung nicht am Tag 
der Untersuchung, sondern erst mit fünf-
tägiger Verspätung erhalten. Dies könne 

jedoch nicht dem Kläger angelastet werden. 
Krankenkassen müssten sicherstellen, 
dass Ärzte als Leistungserbringer AU- 
Bescheinigungen unverzüglich aushändi-
gen, so das SG.

Gegenüber dem Leistungserbringer habe 
die Krankenkasse zudem Einfluss- und 
Steuerungsmöglichkeiten, die ein Ver-
sicherter nicht habe. Keinesfalls darf 
die Krankenkasse die Ein-Wochen-Frist 
„kürzen“, indem sie auf den Tag der Unter-
suchung abstellt und nicht auf den Tag, an 
dem die AU-Bescheinigung dem Versicher-
ten auch ausgehändigt wird bzw. zugeht.

Quelle: SG München, Urteil vom 17.6.2020, 
S 7 KR 1719/19, Abruf-Nr. 216664 unter 
www.iww.de
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Dezember 2020

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.12.2020 / ESt, KSt = 10.12.2020

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 14.12.2020 / ESt, KSt = 14.12.2020

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem  
Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 12/2020 = 28.12.2020

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

9/19 2/20 5/20 9/20
+ 0,9 % + 1,7 % + 0,5 % - 0,4 %

ARBEITSRECHT

Ungleichbehandlung: Aufforderung zur Angabe der Konfession in Stellenanzeige
Wird der Bewerber in einer Stellenanzeige 
dazu aufgefordert, seine Konfession anzu-
geben, kann dies ein ausreichendes Indiz 
für einen Verstoß (unterschiedliche Be-
handlung wegen der Religion) nach dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) sein. So hat es nun das Arbeitsgericht 
(ArbG) Karlsruhe entschieden.

Es ging um die Stellenanzeige in Bezug 
auf eine Sekretariatsstelle im Büro einer 
geschäftsleitenden Oberkirchenrätin. Die 
Klägerin hatte angegeben, konfessions-
los zu sein. Sie war bei der Besetzung der 
Stelle nicht berücksichtigt worden.

Die Klägerin wurde, so das ArbG, wegen 
ihrer Religion benachteiligt. Eine beruf-
liche Anforderung – hier: Angehörigkeit zu 
einer bestimmten Religionsgemeinschaft 
– wäre nur gerechtfertigt gewesen, wenn 
sie angesichts des Ethos der Kirche und der 
Art der Tätigkeit oder der Umstände ihrer 
Erbringung eine wesentliche, rechtmäßige 
und gerechtfertigte berufliche Anforderung 
darstellt. Die Beweislast hierfür trägt der 
Arbeitgeber.

Hier ging es jedoch (lediglich) um eine 
Mitarbeit im Sekretariat. Die Klägerin hätte 
die Beklagte also nicht in ihren Glaubens-

grundsätzen und in Fragen der Verkündi-
gung oder des Selbstverständnisses der 
Kirche vertreten (sog. verkündungsferne 
Tätigkeit). Am Ende musste die Beklagte 
der Klägerin über 5.000 EUR als Entschädi-
gung zahlen.

Quelle: ArbG Karlsruhe, Urteil vom 
18.9.2020, 1 Ca 171/19, Abruf-Nr. 218344 
unter www.iww.de

ERBRECHT

Testamentseröffnung: Auch Enterbte dürfen eine Testamentsabschrift einsehen
Mit dem Tod entfällt das Interesse des  
Erblassers an der Geheimhaltung seines 
letzten Willens den gesetzlichen Erben  
gegenüber insoweit, als der letzte Wille 
diese betrifft. Denn um sicherzustellen, 
dass der letzte Wille auch tatsächlich ver-
wirklicht wird, müssen insbesondere über 
die Erbeinsetzung der testamentarischen 
Erben und die damit verbundene Enterbung 
der gesetzlichen Erben auch Letztere infor-
miert werden. Das hat jetzt der Bundes- 
gerichtshof (BGH) klargestellt.

Das war passiert: Der spätere Kläger erfuhr 
aufgrund einer Testamentseröffnung davon, 
dass er enterbt worden war. Er bemühte 

sich zunächst – erfolglos – bei dem Notar 
um Einsichtnahme in die Abschrift des 
Testaments. Die Notarkammer wies den 
Kläger auf die notarielle Verschwiegen-
heitspflicht hin. Daher beantragte er, den 
Notar von seiner Verschwiegenheitspflicht 
zu entbinden – erneut erfolglos. Grund:  
Es sei nicht erkennbar, dass dies im mut-
maßlichen Willen des Erblassers gelegen 
haben könnte. Der Kläger verfolgte sein  
Ziel jedoch weiter.

Das Oberlandesgericht (OLG) hatte die  
Klage noch abgewiesen. Doch der BGH  
gab ihm – letztinstanzlich – Recht. Der 
Notar war von seiner Verschwiegenheits-

pflicht hinsichtlich des Inhalts der den 
Kläger betreffenden letztwilligen Verfügung 
zu befreien. Das Interesse der verstorbenen 
Beteiligten an der Geheimhaltung des den 
Kläger betreffenden Inhalts der Verfügung 
von Todes wegen sei nicht nur in Bezug auf 
das zum Nachlassgericht gegebene Origi-
nal des Testaments weggefallen, sondern 
auch in Bezug auf die beim Notar verbliebe-
ne Abschrift.

Quelle: BGH, Urteil vom 20.7.2020,  
NotZ (Brfg) 1/19, Abruf-Nr. 217729  
unter www.iww.de


